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Die Stadtverordnetenversammlung 

der Stadt Hattersheim am Main 

XIII. Wahlperiode 

 

Drucksache Nr. 0003/GRÜNE/XIII 
 

 

Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

betreffend Jüdische Schule auf dem ehemaligen Phrix-Gelände 

 

 

Aufgrund der Beantragung der Insolvenz der Prinz von Preußen Grundbesitz AG ergeben 

sich neue Fragen zur Jüdischen Schule. Auch soll geklärt werden, wie die Vereinbarungen 

zustande gekommen sind, die zum Verändern der Passage im städtebaulichen Vertrag 

geführt haben, siehe nachstehender Wortlaut aus dem Städtebaulichen Vertrag: 

 

„Städtebaulicher Rahmenplan Phrix 

01 - Einleitung 

Seite 56  

6.6. Denkmalschutzkonzept 

6.6.2 Standortgeschichte 

Zur Dokumentation der zum Teil schmerzlichen Standortgeschichte, vor allem während der 

Zeit des Nationalsozialismus, ist geplant, die ehemalige Jüdische Schule als Denkmal zu 

erhalten und einer Ausstellungsnutzung zu Denkmal-werten der ehemaligen PHRIX Werke 

zuzuführen.“ 

 

Erinnerungskultur ist ein wesentlicher Bestandteil unserer Demokratie und gehört zu den 

Grundprinzipien der Politik in Deutschland. Gerade in Zeiten, in denen Populist:innen an 

diesen Prinzipien rütteln, muss Erinnerungskultur weiterhin Priorität haben.  

 

Wir zitieren aus unserer Anfrage vom Mai 2021: 

 

„Da Antisemitismus in Deutschland zunimmt, möchten wir sowohl einen Ort schaffen, in 

dem jüdisches Leben dokumentiert wird, als auch einen Ort der Begegnung.  

Die Förderung von Demokratie, Toleranz und Weltoffenheit zur Verhinderung von 

Extremismus ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, zu deren Gelingen staatliche und 
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politische Institutionen, sowie die Zivilgesellschaft gemeinsam die Grundlagen schaffen 

müssen (aus Hessen aktiv gegen Extremismus). Die ehemalige jüdische Schule in Okriftel ist 

denkmalgeschützt und eng mit der Geschichte des Stadtteils verbunden.“ 

 

 

Wir fragen daher den Magistrat: 

 

1. Welchen chronologischen Ablauf gibt es zu den Veränderungen zum Wortlaut 

des Städtebaulichen Vertrages?  

2. Wann gab es diese veränderten Vereinbarungen? 

3. Wer führte die Gespräche? 

4. Welche Gremien wurden darüber informiert und kam es zu Vorlagen und 

daraus resultierenden Abstimmungen? 

5. Welche Vereinbarungen wurden getroffen zum Erhalt der Jüd. Schule? 

6. Welche Gespräche mit den Behörden Denkmalamt, Land Hessen, jüdische 

Gemeinde Frankfurt oder weiteren Institutionen wurden geführt, um 

Möglichkeiten zu erörtern die Schule zu erhalten und zu einem Ort der 

Demokratie, einem Treffpunkt für Menschen in unserer Stadt (jung und alt) 

aufzubauen. 

7. Welche Möglichkeiten wurden genutzt, um Fördergelder zum Erhalt zu 

generieren? 

 

Hattersheim am Main, 2. Juni 2026 

 

 

Nathalie Ferko 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

 

  


